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Europapolitik in der wissenschaftlichen Debatte
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Der breite und vielfältige Strom von Veröffentlichungen zu Europa und zur
Weiterentwicklung der Europäischen Gemeinschaft ebbt nicht ab. Zunehmend
deutlicher wird bei der Durchsicht wissenschaftlicher Literatur, daß die Entwick-
lung zum Binnenmarkt, der Maastrichter Vertrag über die Europäische Union
und die Fragen der Vertiefung und Erweiterung nicht nur mehr von den Integra-
tionsspezialisten behandelt, sondern auch zunehmend als zentrale Gestaltungs-
frage von Wissenschaftlern begriffen werden, die sich bisher nicht oder nicht
schwerpunktmäßig mit der europäischen Integration beschäftigt haben. Die
umfassendere Behandlung ist ein Zeichen dafür, daß diese Gemeinschaft zuneh-
mend als bedeutsam für die weitere Entwicklung Europas verstanden wird.

Mit Stichworten wie "Staatswerdung Europas?" (Wildenmann 1991 )* werden
grundsätzliche Aspekte der Integrationsentwicklung nicht zuletzt auch im Hinblick
auf den Aspekt "Legitimität" (Scharpf 1991; Wieland 1991; Weiler 1991) aufgegrif-
fen. Thematisiert wird ebenfalls die Rolle Europas in der Welt (Weidenfeld/
Janning 1991; Rummel 1992), insbesondere angesichts der Umbrüche in Ost-
europa und einer paneuropäischen Schlüsselrolle der EG mit besonderer gesamt-
europäischer Verantwortung (Schneider 1991).

Informative Taschen- und Lehrbücher (Louis 1990; Weidenfeld/Wessels 1991;
Toulemon 1992; Hurwitz/Lequesne 1991) und einführende Übersichten (Serfaty
1992) sowie der neue integrierte Vertragstext (Läufer 1992) werden ergänzt durch
eine Vielzahl von Einzelstudien, die unter anderem die Umweltpolitik (Wicke/
Huckestein 1991; Jachtenfuchs/Strübel 1992) und die Wechselwirkungen zwischen
deutscher Einigung und europäischer Integration (Kohler-Koch 1991; Weidenfeld
u. a. 1991; Gardner Feldmann 1991; Nicolas/Stark 1992) behandeln. Die nach dem
dänischen Referendum auch in der wissenschaftlichen Debatte2 einsetzende
intensive Auseinandersetzung mit Grundannahmen der Gemeinschaft und den
Zielvorstellungen, die im Maastrichter Vertrag über die Europäische Union ange-
legt waren, ist zwar umfassend vorbereitet worden, aber viele Aspekte dieser
vehement geführten Diskussion geben Anlaß zu vertieften Analysen der Integra-
tionsentwicklung und zu weitergehenden Überlegungen über die zukünftige
europapolitische Strategie.

Staatswerdung Europas? Zur Theoriedebatte

Seit Beginn der westeuropäischen Einigung stand die Charakterisierung des
Integrationsprozesses insbesondere im Vergleich und im Unterschied zu "Natio-
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nalstaaten" immer wieder im Zentrum der disziplinenübergreifenden Forschungs-
arbeiten. Angesichts der Entwicklung zum Binnenmarkt und zur Europäischen
Union wird diese Debatte erneut intensiv geführt. Angeboten wird dabei eine
Reihe von Einordnungsversuchen, die die Schwierigkeiten einer Erklärung des
Integrationsprozesses deutlich machen. Zurückgegriffen wird auf den von Ipsen
bereits in den 60er Jahren entwickelten Begriff des Zweckverbandes3: "Die EG ist
und bleibt ein funktional ausgegrenzter Zweckverband, kein den Nationalstaaten
prinzipiell übergeordnetes politisches Regime, gewinnt somit auch nicht den
Charakter eines 'Bundesstaates'" (Lepsius 1991: 37). Mit diesem Rückgriff auf
eine Begrifflichkeit, die auch schon zu Beginn der Gemeinschaft entwickelt wurde,
bleibt der Ansatz von Lepsius statisch, ohne Fähigkeit, den Entwicklungsprozeß
der EG zu erklären.

Diese Art von Charakterisierung wird deshalb auch zur Diskussion gestellt:
"Wenn die Grenzen zwischen der Allzuständigkeit der Staaten mit den partiellen
Zuständigkeiten der Gemeinschaft verschwimmen, wenn sich bei der Entschei-
dung anstehender Fragen nicht mehr zwischen konsensneutraler 'organisierter
Wissensbildung' und legitimationsbedürftiger 'organisierter Willensbildung'
unterscheiden läßt, müssen Repräsentation, Legitimität und Konsensbildung ...
neu überdacht werden" (Joerges 1991: 232).

Angeboten wird auch der Begriff des "Nationalitätenstaates": "(Er) zeichnet
sich dadurch aus, daß das demokratische Mehrheitsprinzip den Interessenlagen
der einzelnen Nationalitäten nicht Genüge tun kann. Nationalitäten sind inner-
halb eines politischen Verbandes Minderheiten ... Sie bedürfen daher eines
systematischen dauerhaften Minderheitenschutzes. Bürger eines Nationalitäten-
staates haben daher ein doppeltes Repräsentationsinteresse — einmal als Bürger
des Gesamtverbandes und zum zweiten als Bürger des Teilverbandes" (Lepsius
1991: 36).

Einen Ansatz zur Einteilung der Gemeinschaftsentwicklung in drei Abschnitte
legt Weiler (1991) vor. Die Periode von 1958 bis zur Mitte der 70er Jahre kenn-
zeichnet er als "the foundational period towards a theory of equilibrium", in der
er eine "'constitutionalization' of the Community legal structure" (Weiler ebd.:
2413) analysiert. Er begründet seinen Zugang als eine Verknüpfung von zwei
unterschiedlichen Sichtweisen — die des Juristen, der diese Periode als "heroic
epoch of constitution building" versteht, und des politischen Wissenschaftlers, der
sie als "crumbling supranationalism" (ebd.: 2431) charakterisiert. Damit erklärt er
die Einmaligkeit und Stabilität der Gemeinschaft: "A polity that achieved a level
of integration similar to that found only in full-fledged federal states and yet that
contained unthreatened and even strengthened Member states" (ebd.: 2431).

Die zweite Epoche, die er von 1973 bis zur Mitte der 80er Jahre ansetzt, ist
durch eine Mischung von politischer Stagnation und konstitutioneller Mutation
geprägt, die durch "the erosion of the limits to Community competences" gekenn-
zeichnet ist (ebd.: 2453). Mit dem Programm zum Binnenmarkt und der Ein-
heitlichen Europäischen Akte ist eine "eruption of significant proportions" (ebd.:
2455) zu konstatieren, die insbesondere durch die Regel der qualifizierten Mehr-
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heitsabstimmung und der damit verbundenen Probleme mangelnder Umsetzung
verursacht wird.

Zentrales Problem der Integrationsentwicklung ist auch für Weiler die Entwick-
lung von "democracy" und "legitimacy". Er unterscheidet zwischen "formal legiti-
macy", die durch die Ratifizierung der Römischen Verträge durch die nationalen
Parlamente gesichert ist (ebd.: 2468) und "social legitimacy", die durch eine
"broad, empirically determined societal acceptance of the System" (ebd.: 2469)
definiert wird. Ein integriertes politisches System der EG wird weniger demokra-
tisch sein, da die Fähigkeit des Bürgers, die ihn betreffende Politik zu beein-
flussen, geringer wird. Legitimität kann dabei in verschiedenen Formen geschaffen
werden, etwa durch Informationen, daß die Integration insgesamt zu einer erhöh-
ten Wohlfahrt der Bürger führt und daß das neue politische System über demo-
kratische Strukturen verfügt. Wichtiger ist für Weiler jedoch — bereits vor den
Auswirkungen des dänischen Referendums , daß es eine "temporarily enhanced
voice to the separate polities" (ebd.: 2471) gibt. Danach ist der Luxemburger
Kompromiß "the most legitimating element (from a "social" point of view) of the
Community" (ebd.: 2473). Insgesamt kommt Weiler zu der Charakterisierung:
"(The Community) has been a unique model for reshaping transnational discourse
among states, peoples, and individuals who barely a generation ago emerged from
the nadir of western civilisation" (ebd.: 2483).

Die dynamische Entwicklung der Gemeinschaft wird von Jacque als Ergebnis
mehrerer Faktoren gesehen (Jacque 1991): dem Willen der Mitgliedstaaten, den
Vertrag zu verändern und den Artikel 235 zu benutzen, der Praxis der Institutio-
nen und nicht zuletzt der Rechtsprechung des Gerichtshofs. Auch Jacque sieht
die erste Phase der Gemeinschaftsentwicklung durch eine Wechselbeziehung
zwischen dem Aufbau eines juristischen Systems als Folge der Rechtsprechung
des Gerichtshofs und einer gleichzeitigen "regression institutionnelle" als Folge
des Luxemburger Kompromisses gekennzeichnet. Eine zweite Phase ist durch die
Erweiterung der Kompetenzen und den Beginn eines neuen institutionellen
Gleichgewichts geprägt, das eine neue Dynamik durch die Einheitliche Europäi-
sche Akte gewonnen hat (ebd.: 359).

Zum institutionellen Wandel der 80er Jahre werden von führenden amerika-
nischen Politikwissenschaftlern drei Hypothesen vorgelegt (Keohane und Hoff-
mann 1991). Sie greifen als eine These das "spill-over"-Theorem von Haas auf, das
eine Ausweitung des Integrationsprozesses durch eine funktionale Logik von
einem zum anderen Sektor erwartet. Den zweiten Zugang bezeichnen sie als
"political economy hypothesis", die den institutionellen Wandel der Gemeinschaft
als Reaktion auf Veränderungen des internationalen Wirtschaftssystems sieht. Die
Ausgestaltung der Europäischen Gemeinschaft folgt dabei den Funktionen, die
das System erfüllen muß, um europäische Firmen und die europäische Wirtschaft
insgesamt in einer sich rapide ändernden internationalen Weltwirtschaft funk-
tionsfähig zu erhalten. Die dritte Hypothese wird als "preference convergence
hypothesis" bezeichnet (alle drei ebd.: 18), nach der die notwendige Voraus-
setzung für einen höheren Grad an zentralisierten Entscheidungsprozessen die
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Konvergenz der Präferenzen von Regierungen ist, die nicht hauptsächlich durch
zuvor entwickelte Politikbereiche der EG oder den Druck des internationalen
wirtschaftlichen Systems bedingt wird. Ihre Schlußfolgerung: "The existence of a
'regime' ... though it did not provoke the new definition of British and French
interests affected these states' calculations of incentives and made it possible for
them to see a policy of relaunching Europe as advantageous" (ebd.: 25). Schließ-
lich betonen sie die parallele Bedeutung aller drei Hypothesen. "We attribute a
decisive role in that change not only to incentives for the world political economy
and spill-over but also to intergovernmental bargains made possible by conver-
gence of preferences of major European states" (ebd.: 25).

Ein anderer, mehr strategisch orientierter Ansatz wird in typisch französischer
Weise von Moisi/Rupnik: "Le nouveau continent — plaidoyer pour une Europe
renaissante" (1991) vorgelegt, die — als wesentliche Punkte ihres Projekts "pour
reussir l'Europe" (ebd.: 173 ff.) — für einen europäischen Marshall-Plan, eine
bevorzugte Behandlung von Zentraleuropa und einen festen Zeitplan für eine
Assoziierung in einer Konföderation sowie für einen europäischen Pfeiler in der
Westlichen Allianz und die Eingliederung Frankreichs in eine neue NATO
argumentieren. Auch sie plädieren für das Überwinden des demokratischen
Defizits.

Ein Ausgangspunkt der Debatte um die Legitimitätsaspekte ist die vom Euro-
päischen Parlament immer wieder vertretene klassische Position, nach der die
"Legitimationsgrundlage vieler politischer Entscheidungen im Rahmen der Ge-
meinschaft ... fragwürdig geworden (ist). Die Ausdehnung der Aufgabenfelder der
EG hat zu einer stetigen Kompetenzerosion der Nationalstaaten, insbesondere
aber der nationalen Parlamente geführt, ohne daß eine Stärkung der Position des
Europäischen Parlaments erfolgt wäre (...). So gesehen, ist ein Rückgang parla-
mentarischer Legitimation im Gesamtsystem aus EG und Mitgliedstaaten zu ver-
zeichnen" (Wieland 1991: 433). Festgestellt wird jedoch, daß die "fehlende Legiti-
mationsgrundlage der Gemeinschaftspolitik im öffentlichen Bewußtsein durch die
einseitige Fixierung auf wirtschaftliche Aspekte der EG kaum präsent (ist)" (ebd.:
434). Geht man davon aus, daß es zwar um die "demokratische Legitimation der
gemeinschaftlichen Entscheidungsprozesse bisher nicht allzu gut bestellt ist, ihre
Legitimität aber noch weitgehend außer Frage steht" (ebd.: 436), so stellt sich die
Frage, in welcher Richtung Veränderungen zu erwarten sind bzw. eintreten kön-
nen. Betont wird, daß "der utilitaristischen, d. h. effizienz- und outputorientierten
Legitimitätsorientierung eine um so größere Bedeutung zu(kommt)" (ebd.: 435).

Legitimität wird definiert als Akzeptanz, die auf mehreren Kriterien beruht.
"Legitimacy refers to the degree of consent that the institutions of the Community
are able to attract from its Citizens. This consent rests, for the most part, on the
effectiveness, accountability and visibility of the Community's decision-making
process" (Moxon-Browne 1991: 63).

Auch der Begriff des Bundesstaates wird erneut intensiver diskutiert. Zum
einen quasi als Vergleichsfolie, um die Gemeinschaft als noch nicht existierenden
Bundesstaat zu charakterisieren (siehe Lepsius oben), zum zweiten aber auch, um
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die erwartete Entwicklungsrichtung der Gemeinschaft aufzuzeigen: "In ihrer
gegenwärtigen Verfassung sind die Europäischen Gemeinschaften zwar mehr als
ein Staatenbund, aber immer noch weit weniger als ein voll ausgebildeter Bundes-
staat mit politisch ausreichend legitimierten zentralstaatlichen Funktionen. Zwei
Gründe sprechen jedoch dafür, daß sich die Entwicklung zum Bundesstaat in den
kommenden Jahren wesentlich beschleunigen könnte" (Scharpf 1991: 415). Sie
bestehen darin, daß "mit der Vollendung des Binnenmarktes und der in Angriff
genommenen Verwirklichung einer europäischen Währungsunion ... die national-
staatliche Problembewältigungskapazität wesentlich reduziert (wird)", und daß von
der "deutschen Einigung ... starke Impulse für die europäische Verfassungs-
gebung ausgehen" (ebd.: 415 f.). Um nicht einen "Rückfall in die europapolitische
Stagnation der 70er und frühen 80er Jahre, wenn nicht sogar in den Politikstil der
europäischen Staaten in der Zwischenkriegsperiode" hinnehmen zu müssen (ebd.:
416), muß "die europäische Politik ... so schnell wie möglich über das längst nicht
mehr angemessene Muster zwischenstaatlicher Koalitionen hinauswachsen und
sich zur Innenpolitik eines Bundesstaates weiterentwickeln" (ebd.: 417). Wichtig
dafür ist jedoch eine "stabile föderale Balance" (ebd.: 415). Dazu ist "die eindeutig
und immer zugunsten des Zentralstaates wirkende Konfliktentscheidungsregel aus
dem Repertoire der Verfassungsinterpretation und der politischen Auseinander-
setzung im Bundesstaat (zu streichen). Wichtig wäre dagegen bei allen Beteiligten
eine Grundeinstellung, nach der jede politische Ebene im Rahmen ihrer eigenen
Aufgabenbereiche und ihrer eigenen Mittel prinzipiell die Möglichkeit haben
muß, ihre eigenen Ziele zu definieren und praktisch zu verfolgen — vorausgesetzt,
daß dies unter möglichst weitgehender Schonung der Aufgaben und Ziele der
anderen Ebenen geschieht. Nur in einer so definierten politischen Kultur kann
sich ein europäischer Bundesstaat entwickeln, der mit eigener — nicht von den
Gliedstaaten abgeleiteter — politischer Legitimation eigenständige politische Ziele
verfolgt, ohne die für die Existenz einer Europäischen Union essentielle politische
und kulturelle Eigenständigkeit seiner multinationalen Gliedstaaten zu zerstören"
(ebd.: 426).

Eine weitere durchgängig angebrachte Fragestellung von Integrationstheorien
wird von Zimmerling (1991) im Hinblick auf die "externen Einflüsse von Staaten"
aufgegriffen. Sie unterscheidet "negative und positive externe zwingende Gründe"
(ebd.: 140 ff.). Entsprechend werden "aktive und negative Föderatoren" identifi-
ziert. Sie fügt den "extraregionalen Widerhall" (ebd.: 154) hinzu, den sie in einem
Demonstrationseffekt einer regionalen Integration sieht.

Informations- und Nachschlagewerke

Zu bestehenden Jahrbüchern wie etwa das von Grosser (1991) tritt — auch als
Zeichen eines erneut verstärkten Interesses an der Integrationsentwicklung in den
Vereinigten Staaten — ein von Hurwitz und Lequesne herausgegebenes Buch "The
State of the European Community", das institutionelle Fragen, den Binnenmarkt
sowie ausgewählte Gemeinschaftspolitiken behandelt.
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Weitere Ergebnisse amerikanischer Projekte liegen in den Sammelbänden von
Keohane/Hoffmann (1991) "The new European Community" und von Sbragia
(1992) "Euro-Politics. Institutions and Policymaking in the 'New' European Com-
munity", der vom Brookings Institute initiiert wurde, vor.

Einen von den meisten Arbeiten zur EG abweichenden Ansatz präsentiert
Gabriel (1992), der Strukturprozesse und Politikinhalte der EG-Staaten ver-
gleichend vorstellt und somit eine aus Sicht der komparativen Politikwissenschaft
angelegte Grundlage für weiterführende Integrationsforschungen anbietet.

Das in Österreich herausgegebene "Handbuch der Europäischen Integration"
(Röttinger/Weyringer 1991) behandelt systematisch die Grundlagen und Organisa-
tion der Gemeinschaftsinstitutionen, die Integration, die Außenbeziehungen sowie
sektorielle Politiken. Ein Glossar und Stichwortverzeichnis schließt diese nützliche
Darstellung ab.

"Access to Europe" versteht sich als "guide to Community policies", das die Ge-
meinschaft in 17 Kernkapiteln einschließlich einer Einleitung und eines Ausblicks
behandelt (Moussis 1992).

Die "Collected Courses of the Academy of European Law" (Clapham 1991)
führt ein in die Entwicklung der Grundrechte als Teil des Gemeinschaftsrechts,
erläutert den Rechtsprechungsprozeß nach der Einrichtung des Gerichts der
ersten Instanz und die Annäherung der Rechtsprechung nach der Einheitlichen
Europäischen Akte. Ein "cours general de droit communautaire" von Jacque
schließt diese Einführung auf hoher akademischer Ebene ab.

"Europa von A—Z. Taschenbuch der europäischen Integration" (Weidenfeld/
Wessels 1991) bietet nach einer Einleitung "Europäische Einigung im historischen
Überblick" 54 Beiträge "Europa zum Nachschlagen" und ein "Europa-ABC in 200
Stichworten" an.

"Europe en 50 mots" (Toulemon 1992) versucht in Kurzform eine ausreichende
Informationsbasis über die EG herzustellen.

Globale Verantwortung — die Rolle Europas im internationalen System

Nach den grundlegenden Veränderungen des internationalen Systems und den
neuen Gestaltungsaufgaben in Osteuropa, aber auch angesichts der Kontroversen
um die Ausgestaltung der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik im
Maastrichter Vertrag über die Europäische Union werden verstärkt die Aufgaben
und die dazu zur Verfügung stehenden Instrumente und Verfahren europäischer
Außenpolitik untersucht.

Durchgängig wird die Gemeinschaft als "important actor on the global stage"
(Udgaard 1991: 218) verstanden. Aufgrund ihres "internal pluralism" wird festge-
stellt: "the Community expanses without being expansionist". Die Zukunftsauf-
gaben der Europäer machen es erforderlich, "to describe the world [they] would
like to live in, ... to spell out their preferences and identify their partners and ...
to define the principles and instruments they are willing to apply. Economic
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success and political stability on the European continent lays the grounds for
global responsibility" (ebd.: 225).

Das Durchspielen möglicher Szenarien führt dazu, daß "almost all alternatives
will lead the Community into a new quality of external activity;... the Community
is inevitably on the way to become a superpower ...; however, neither a super-
power in the sense of a civilian nor a hegemonic power. Rather, the Community
is likely to evolve as a cooptive power, forceful enough to insert its contribution
into the international network of contributors and to organize collaboration
among principal international actors" (Rummel 1992: 319).

Intensiv diskutiert wurden die Verfahren während der Regierungskonferenz zur
Politischen Union, die die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik definierte
(Burghardt 1991; Regelsberger 1992), wobei die Gemeinschaft als "economic giant,
but a political dwarf (Burghardt 1991: 95) beschrieben wird; auch die Vorschrif-
ten der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik im Vertrag über die Euro-
päische Union bringen nur "Minimalreformen in neuer Entwicklungsperspektive"
(Regelsberger 1992: 83).

Ähnlich Schoutheete (1992): "Sur les questions des politiques exterieurs pro-
prement dites ... , le progres est extremement modeste" (ebd.: 25). Als eine grund-
legende Veränderung wird jedoch generell die Einbeziehung der Verteidigung in
den Aufgabenbereich der Europäischen Union verstanden (vgl. ebd.: 26; Regels-
berger 1992: 87).

Als Felder gemeinschaftlicher und gemeinsamer Politik werden die Beziehun-
gen zur Sowjetunion und zu Osteuropa (Hardi 1991; Allen 1992; de La Serre
1991), das Verhältnis zur EFTA (Udgaard 1991; Schwok 1991), der Nahe Osten
(Harkabi 1991) und der Mittelmeerbereich (Forschungsgruppe Europa 1991;
Yesilada 1991) behandelt.

Untersucht werden Fallstudien insbesondere des Krisenmanagements der
Zwölf, so etwa die europäischen Reaktionen im Golfkrieg (Anderson 1992) und
auf die Jugoslawien-Krise (Edwards 1992). Insgesamt wird der bisherigen EPZ
trotz der verbesserten Effizienz nach dem Londoner Bericht bescheinigt: "not
particular well-suited to handling international crises, even those in which the
Europeans are themselves directly involved" (Hill 1992: 149). "EPC is not yet in
a position to be able to react firmly, decisively and dramatically to major inter-
national events. It has been able to respond increasingly quickly to such events,
but that is a rather different matter. Thus EPC has tended to try to define crises
out of existence by ignore them or locating them in longer-term patterns of
diplomatic exchange" (ebd.: 149).

Als eine besonders nachhaltige und vordringliche Aufgabe der Gemeinschaft
wird gesehen, zur Gestaltung Osteuropas und des Staatengefüges, das aus der
ehemaligen Sowjetunion entsteht, beizutragen.

Die analytischen und strategischen Überlegungen haben sich auf den Kopf
gestellt. "Die Asymmetrie der gesamteuropäischen Konstellation existiert nicht nur
in der ... Dimension der demokratischen und rechtstaatlichen Verfassungsstabili-
tät. Das 'Gravitationszentrum' des europäischen Kräftefelds liegt... in mehrfacher
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Hinsicht im Westen" (Schneider 1991: 81). Gesprochen wird von einer Schlüssel-
rolle der Gemeinschaft, "von einer neuen Dominanz der EG in der KSZE" (ebd.).
Nicht zuletzt konzeptionell stellen sich erhebliche Probleme, denn "eine Sicher-
heitsarchitektur für Gesamteuropa wird ... kaum 'more geometrico' entworfen
werden können. Sie wird weder als eine 'gesamteuropäische EG' realisierbar sein
noch in der Form von 'Vereinigten Staaten von Europa', deren Grenzen am
Atlantik und am Ural liegen" (ebd.: 134). "Wenn die Gemeinschaft der Zwölf ihre
'führende Rolle' im gesamteuropäischen Gestaltungsprozeß wahrnehmen will ...,
wird sie ... für derartige Vorhaben Mitverantwortung, ja vielleicht sogar die Ini-
tiative übernehmen (müssen)" (ebd.: 137).

Dargestellt und ersten Analysen unterworfen wurden auch neue Aktivitäten der
Gemeinschaft, so etwa der Vertrag zum Europäischen Wirtschaftsraum, der für
viele der EFTA-Staaten von nachhaltiger Bedeutung ist (vgl. Hauser/Bradke
1991). Gegenübergestellt werden dabei wirtschaftliche Konsequenzen für die
Schweiz im Vergleich zwischen der Anwendung des Vertrages zum Europäischen
Wirtschaftsraum, einem EG-Beitritt und einem Alleingang. Bei dem EWR-Ver-
trag oder bei einem Beitritt wird anhand unterschiedlicher Modelle mit metho-
disch verschiedenen Ansätzen ein gesamtwirtschaftlicher Produktivitätszuwachs
von vier bis sechs Prozentpunkten ermittelt. Dies sind beachtliche Integrations-
gewinne, sie können aber kein "Katastrophenszenario" für den Alleingang begrün-
den (vgl. ebd.: 256).

Aus der Sicht der Gemeinschaft wird der Europäische Wirtschaftsraum als ein
"Beitrag zur gesamteuropäischen Architektur" gewertet (Krenzier 1992: 61), der
seinen Zweck auch dann erfüllt, "selbst wenn (er) nur eine Übergangslösung ist,
ein europäischer Warteraum" (ebd.: 71). Das Konzept des Europäischen Wirt-
schaftsraums "hilft, Optionen offenzuhalten ... das Mitspracherecht innerhalb der
EG bleibt (jedoch) die Prämie der Mitgliedschaft" (ebd.).

Arbeiten zur Politischen bzw. Europäischen Union

Wenn auch das Vertragswerk über die Europäische Union erst im Dezember
abgeschlossen war, so wurde noch während der Regierungskonferenz bzw. un-
mittelbar danach eine Reihe von ersten Darstellungen und Analysen vorgelegt
(Keatinge 1991; Wessels 1992; Institut d'etudes europeennes 1992; Schmuck 1992;
Regelsberger 1992; Hrbek 1992; Nanz 1992; Seidel 1992). Durchgängig wurde das
Vertragswerk als eine wichtige Etappe des westeuropäischen Integrationsprozes-
ses, wenn nicht sogar der Geschichte Westeuropas nach dem Zweiten Weltkrieg
verstanden (Wessels 1992). Der Vertrag von Maastricht wird als die bisher
tiefgehendste Veränderung des Vertrages von Rom mit etwa 200 neuen oder
veränderten Artikeln sowie 17 Protokollen und 33 Erklärungen angesehen
(Schoutheete 1992: 17). Das Vertragswerk in den verschiedenen Säulen und Ab-
schnitten ist derart komplex, daß nach der Ratifizierung eine intensive Bearbei-
tung und Auswertung zu erwarten ist.
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Anmerkungen
1 Aufgrund des besonderen Gegenstands

dieses Beitrages unterscheidet sich seine
Zitierweise zugunsten einer erhöhten Über-
sichtlichkeit von dem sonst im Jahrbuch
angewendeten Verfahren. Die besproche-
nen Publikationen werden direkt an Ort
und Stelle in Kurzform zitiert. Die ausführ-
lichen Daten der angeführten Werke sind
im Literaturverzeichnis am Ende des Bei-
trages verzeichnet.

2 Vgl. z. B. Manifest von 60 deutschen Wirt-
schaftsprofessoren, "Die EG-Währungs-
union führt zur Zerreißprobe", in: Frank-

furter Allgemeine Zeitung v. 11.6.1992;
vgl. ebenso die Stellungnahme von 50 euro-
päischen Ökonomen: "Wissenschaftler plä-
dieren für Maastricht", in: Süddeutsche
Zeitung v. 1.7.1992; die Kritik deutscher
Hochschullehrer der Rechts- und Staats-
wissenschaften: "Dieser Vertrag von
Maastricht sollte nicht ratifiziert werden",
in: Handelsblatt v. 26.6.1992; schließlich
die Maastricht-Dokumentation, in: Europäi-
sche Zeitung Nr. 7/8 (1992), S. 14.

3 Vgl. Ipsen, Hans-Peter: Europäisches Ge-
meinschaftsrecht, Tübingen 1972.
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